
Unterschriftenaufruf VaDiB 
Die Sparbeschlüsse der Bundesregierung gefährden öffentlich geförderte Beschäftigung in Bremen! 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Die Sparbeschlüsse der Bundesregierung gefährden die öffentlich 

geförderte Beschäftigung in Bremen! 

 

In Bremen sind 3700 Arbeitsplätze für Langzeitarbeitslose bei Initiativen, Vereinen 

und gemeinnützigen Trägern eingerichtet. Sie leisten in zahlreichen Projekten in den 

Stadtteilen unverzichtbare zusätzliche Arbeit. 

 

Wenn die Sparbeschlüsse des Bundes in Bremen umgesetzt werden, wird dieses 

Angebot an Arbeitsplätzen im Jahr 2011 mindestens halbiert. Ein solcher drastischer 

Einschnitt hat auf viele langzeitarbeitslose Menschen und den sozialen Zusammen-

halt in den Stadtteilen dramatische Auswirkungen und ist sozial- und arbeitsmarktpo-

litisch nicht akzeptabel. 

 

Der Verbund arbeitsmarktpolitischer Dienstleister in Bremen (VaDiB) fordert 

daher vom Bremer Senat: 

 

Setzen Sie sich in Berlin für eine Rücknahme der Kürzungen bei den Eingliederungs-

leistungen für Langzeitarbeitslose ein! 

Stellen sie zusätzliche Mittel im Landeshaushalt für den Erhalt sinnvoller Projekte in 

2011 bereit! 

 

Mit meiner Unterschrift unterstütze ich diese Forderung. 
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Stavendamm 8  
28195 Bremen  
Fon 0421 /37 87 75 35 
Fax 0421 /37 87 75 99 
 
info@vadib.de | www.vadib.de 
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